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Geschäft Nr. 28 

Legislatur: 2024-2028 

 

Geschäft Bericht an den Einwohnerrat vom 17. September 2024 

Vorstoss Volksinitiative «Feuerwerk mit Augenmass» 

Info Am 12. September 2023 haben Thomas Schwarb und Konsorten die formulierte kommunale 
Initiative «Feuerwerk mit Augenmass» eingereicht. 

Der Gemeinderat nimmt das Anliegen der Initiantinnen und Initianten ernst. Er vertritt die 
Haltung, dass die Gemeinde den Forderungen des Initiativkomitees mit einem Ansatz gerecht 
werden kann, der alle Einwohnerinnen und Einwohner gleichbehandelt. Er schlägt dem 
Einwohnerrat daher vor, der Initiative einen Gegenvorschlag gegenüberzustellen. 
 

Antrag 1. Der Einwohnerrat erklärt die formulierte kommunale Initiative «Feuerwerk mit 
Augenmass» für gültig. 

2. Der Einwohnerrat lehnt die formulierte kommunale Initiative «Feuerwerk mit Augenmass» 
in der Sache ab. 

3. Der Einwohnerrat beauftragt den Gemeinderat mit der Ausarbeitung eines 
Gegenvorschlags. 

 
Gemeinderat Binningen 

 Gemeindepräsidentin: 
Caroline Rietschi 

Verwaltungsleiter: 
Christian Häfelfinger 
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1. Ausgangslage 

Am 12. September 2023 haben Thomas Schwarb und Konsorten die formulierte kommunale Initiative 
«Feuerwerk mit Augenmass» eingereicht. Die amtliche Bekanntgabe über ihr Zustandekommen erfolgte 
am 11. Januar 2024. 
Am 9. Juli 2024 haben Gemeindepräsidentin Caroline Rietschi und Verwaltungsleiter Christian Häfelfinger 
dem Initiativkomitee empfohlen, die Behandlungsfrist um ein Jahr bis am 11. Januar 2026 zu verlängern, 
dies aus juristischen und organisatorischen Gründen. Eine Mehrheit des Initiativkomitees ist mit dieser 
Empfehlung einverstanden. 
Die Initiative fordert die Anpassung von § 8 des Binninger Polizeireglements wie folgt: 

§ 8 Feuerwerk und Schiessen im Freien 

1 Feuerwerke und Schiessen im Rahmen von Anlässen (mit Schusswaffen, Geschützen, Mörsern, Böllern, 
Petarden) im Freien erfordern eine Bewilligung des Gemeinderats. 

2 Der Start von Himmelslaternen und Ballons mit angehängten Teelichtern ist wegen der Flughafennähe 
bundesrechtlich verboten. 

3 Für die Nächte vom 31. Juli auf den 1. August, 1. auf den 2. August sowie vom 31. Dezember zum 1. Januar 
von 19.00 bis 01.00 Uhr legt der Gemeinderat Areale fest, in welchen Feuerwerk ohne weitere Bewilligung 
abgebrannt werden darf. Ein Gebiet darf nicht grösser 1’000m2 sein und es dürfen nicht mehr als vier Gebiete 
für Feuerwerke festgelegt werden. 

4 Der Gemeinderat beachtet bei der Beurteilung von Bewilligungen die Interessen der Gesamtbevölkerung, die 
Folgen für Flora und Fauna, die Brandgefahren, die Lärmbelastung, die Luftverschmutzung, die 
Bodenverschmutzung und die Abfallentsorgung. 

5 Bei grosser Trockenheit oder aus anderen höheren Interessen kann der Gemeinderat das Abbrennen von 
Feuerwerk und offene Feuer auf dem ganzen Gemeindegebiet verbieten. 

Der Gemeinderat hat dem Einwohnerrat bereits im Vorfeld zur Initiative zur Thematik Bericht erstattet. 
Am 6. Juni 2023 behandelte der Einwohnerrat die Interpellation «Regelung von Feuerwerken» von 
Thomas Schwarb. Damals sprach sich der Gemeinderat gegen eine allgemeine Bewilligungspflicht von 
Feuerwerk aus. Er hat den Aufwand für die in der Interpellation geforderten Massnahmen als zu gross 
und ihre Erfolgschancen als zu gering eingeschätzt und kam zum Schluss, dass es zur bestehenden keine 
zusätzliche Regelung im Polizeigesetz braucht. Im Nachgang zur damaligen Debatte im Einwohnerrat ist 
die nun zur Diskussion stehende Initiative eingereicht und für gültig erklärt worden. 
 
Der Gemeinderat unterstützt die Stossrichtung der Initiative und spricht sich für den Schutz der 
Bevölkerung vor übermässigen Lärm- und Schadstoffemissionen aus. Allerdings geht ihm die in Absatz 3 
formulierte Forderung der Initiantinnen und Initianten zu weit. Ihr zufolge dürfte Feuerwerk nur noch in 
klar dimensionierten und geografisch speziell zugewiesenen Arealen ohne Bewilligung abgebrannt 
werden. 
 
Einerseits erfordert die Ausscheidung solcher Areale eine Auswahl, die aufgrund der menschlichen 
Wahrnehmung von Lärmimmission zwingend subjektiv erfolgen muss und dabei jene Einwohnerinnen 
und Einwohner vom Gebrauch von Feuerwerk ausklammert, die ausserhalb eines vorgesehenen 
Perimeters wohnen und trotzdem zu Hause feiern möchten. Das Vorgehen im Sinn der Initiative führt zu 
einer Ungleichbehandlung. Der Gemeinderat ist demgegenüber der Auffassung, dass allen Binninger 
Einwohnerinnen und Einwohnern in den bewilligungsfreien Nächten zu gleichen Teilen erlaubt sein soll, 



 

 

Produkt 9.06 Umwelt Volksinitiative «Feuerwerk 
mit Augenmass» 

Zuständig: Gemeinderätin Caroline Rietschi | Abteilungsleiter Martin Ruf  
 Seite 3 von 4 
 

Feuerwerk abzubrennen. Eine diesbezügliche Ausschlussregelung führt in der Bevölkerung zu 
Unverständnis und Unmut, gerade an Tagen, in denen das friedliche Miteinander im Zentrum steht. 
 
Zudem ist die Limitierung auf vier bewilligungsfreie Zonen von je 1'000 m2 starr und in der Realität nur 
umsetzbar, wenn die Polizei Verstösse ausserhalb der Zonen strikt ahndet. Dies ist allerdings nicht nur 
mit einem erheblichen Aufwand verbunden, es ist auch praktisch unmöglich, ist doch Feuerwerk nur kurz 
sichtbar und der Abschussstandort nicht immer eindeutig feststellbar. Dies umso mehr, wenn jemand 
gleich neben dem festgelegten Areal Feuerwerk abbrennt. Und schliesslich ist es auch nicht im Sinn eines 
friedlichen Nationalfeiertags oder eines Silvesterabends, wo gegenseitige Toleranz besonders wichtig ist. 
 
Ein Blick über die Gemeindegrenze nach Allschwil zeigt, dass man mit einer ähnlichen Ausgangslage 
pragmatisch umgegangen ist. Die im April 2024 eingereichte Motion «überbordende Knallerei stoppen» 
beantwortet der Einwohnerrat im Juni dahingehend, dass er bewilligungsfreies Feuerwerkszünden strikt 
auf den 31. Juli und 1. August beschränkt hat. Die Gemeinde selber setzt wie Binningen auf eine 
Laserschau am Nationalfeiertag und trägt so dazu bei, Lärm- und Schadstoffemissionen ganz zu 
reduzieren. 
 
Schliesslich zeigt die Erfahrung des Werkhofs, dass das Abfallaufkommen am Tag nach den 
entsprechenden Feierlichkeiten zwar jeweils höher ist als an normalen Tagen, aber nicht zu signifikantem 
Mehraufwand bei den Reinigungsequipen führt. Diese Einschätzung hat der Werkhof für den 
vergangenen 2. August bestätigt. 
 
2. Beurteilung 

Der Gemeinderat nimmt das Anliegen der Initiantinnen und Initianten ernst. Er schlägt dem Einwohnerrat 
unter Berücksichtigung von § 123 Abs. 2 Gemeindegesetz und § 8 Abs. 2 Gemeindeordnung Binningen 
sowie der oben ausgeführten Erwägungen vor, der Initiative einen Gegenvorschlag gegenüberzustellen. 
Dieser soll dem Begehren der Initiative im Wesentlichen entsprechen. Gleichzeitig stellt der 
Gegenvorschlag sicher, dass keine Einwohnerinnen und Einwohner vom Abbrennen von Feuerwerk an 
den zur Diskussion stehenden Tagen ausgeschlossen sind. 
 
Der Gegenvorschlag nimmt insbesondere das Anliegen des Initiativkomitees auf, wonach der Gebrauch 
traditioneller Waffen und Böller am Banntag vom Gemeinderat zu bewilligen ist. Der Gegenvorschlag 
sieht folgende Anpassung von § 8 des Binninger Polizeireglements vor (Änderung gegenüber Initiativtext 
kursiv): 

1 Feuerwerke und Schiessen im Rahmen von Anlässen (mit Schusswaffen, Geschützen, Mörsern, Böllern, 
Petarden) im Freien erfordern eine Bewilligung des Gemeinderats. 

2 Der Gemeinderat beachtet bei der Beurteilung von Gesuchen die Interessen der Gesamtbevölkerung, die 
Folgen für Flora und Fauna, die Brandgefahren, die Lärmbelastung, die Luftverschmutzung, die 
Bodenverschmutzung und die Abfallentsorgung. 

3 Für die Nächte vom 31. Juli auf den 1. August, vom 1. auf den 2. August sowie vom 31. Dezember auf den 1. 
Januar, jeweils von 19.00 bis 01.00 Uhr, darf Feuerwerk ohne Bewilligung abgebrannt werden.  

4 Bei grosser Trockenheit oder aus anderen höheren Interessen kann der Gemeinderat das Abbrennen von 
Feuerwerk und offene Feuer auf dem ganzen Gemeindegebiet verbieten. 

5 Der Start von Himmelslaternen und Ballons mit angehängten Teelichtern ist wegen der Flughafennähe 
bundesrechtlich verboten. 
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Sollte das Initiativkomitee mit dem Gegenvorschlag einverstanden sein und die Initiative zurückziehen, 
kann der Einwohnerrat den Gemeinderat mit der entsprechenden Überarbeitung des Polizeireglements 
beauftragen. Sollte das Initiativkomitee die Initiative nicht zurückziehen, wird diese den 
Stimmberechtigten zur Abstimmung vorgelegt. 
 
 
  Initiativtext 

 


